BESCHLUSS
der 12. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
auf ihrer 5. Tagung

zum

Ersten Kirchengesetz zur Anderung des
Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD

Vom 14. November 2018

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonfe-
renz aufgrund des Artikels 10 Absatz 1, des Artikels 10 Absatz 2 Buchstabe a und des Artikels
10a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD
Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD vom 12. November 2013 (ABI. EKD S. 425) wird
wie folgt geandert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gedndert:
a) Die Angabe zu § 22 wie folgt gefasst:
"§ 22 Schweigepflicht und Datenschutz"
b) Die Angabe zu § 36a wird wie folgt gefasst:
"§ 36a Einigungsstellen”

2. 81 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
"(1) Fur die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststellen der Kérperschaften, Anstalten,
Stiftungen und Werke sowie der rechtlich selbststéandigen Einrichtungen der Diakonie inner-
halb der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Gliedkirchen sind nach Mal3gabe die-
ses Kirchengesetzes Mitarbeitervertretungen zu bilden."
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt:
"(2a) Fur Einrichtungen der Diakonie, die rechtlich nicht selbststdndige Einrichtungsteile in
mehreren Gliedkirchen unterhalten, gilt dieses Kirchengesetz in der fur die Evangelische Kir-
che in Deutschland geltenden Fassung, soweit das gliedkirchliche Recht dem nicht entgegen-
steht.”

3. 8§ 3 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
"(1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die Korperschaften, Anstalten, Stif-
tungen und Werke sowie die rechtlich selbststandigen Einrichtungen der Diakonie innerhalb
der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Gliedkirchen."
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:
"Bei Widerruf durch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen entsprechend Absatz 2 Satz 1 ist ein
Einvernehmen mit der Dienststellenleitung nicht notwendig."
c) Folgender Absatz 4 wird angefugt:



"(4) Die Dienststellenleitung kann ihr Einvernehmen nach Absatz 2 Satz 1 fur die Zukunft mit
Beginn der néchsten Amtszeit der Mitarbeitervertretung widerrufen."

4. 85 wird wie folgt geéndert:
a) Dem Absatz 2 werden folgende Satze angefligt:
"Die Bildung einer Gemeinsamen Mitarbeitervertretung ist auch Uber den Bereich einer
Gliedkirche hinaus maoglich. In einer Dienstvereinbarung ist festzulegen, welches Mitarbeiter-
vertretungsrecht zur Anwendung kommen soll."
b) In Absatz 3 werden die Worter "sowie die gliedkirchlichen Zusammenschliisse" gestrichen.

5. In 8 6 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,Gesamtmitarbeitervertretung” die Wor-
ter ,bis zu sechs Monate“ eingefiigt; das Wort ,voriibergehend” wird gestrichen."

6. Dem § 6a Absatz 1 werden folgende S&tze angefugt:
LAuf Grundlage einer Dienstvereinbarung kann eine Gesamtmitarbeitervertretung im
Dienststellenverbund auch in anderen Bedarfsfallen eingerichtet werden; Absatz 3 und
4 gelten entsprechend.”

7. In § 9 Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort "leitenden” die W orter "oder aufsichts-
fihrenden" eingefugt.

8. 8§ 10 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Wahlbar sind alle Wahlberechtigten nach 8§ 9, die am Wahltag der Dienststelle seit min-
destens sechs Monaten angehoren. Die Gliedkirchen kénnen bestimmen, dass nur Glieder
einer christlichen Kirche oder Gemeinschatft, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
in Deutschland angeschlossen ist, wahlbar sind. Besteht die Dienststelle bei Erlass des Wahl-
ausschreibens noch nicht langer als sechs Monate, so sind auch diejenigen wahlbar, die zu
diesem Zeitpunkt Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle sind."
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Buchstabe d wird wie folgt gefasst:
,d) als Vertretung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in das Leitungsorgan der Dienststelle
gewahlt worden sind,*
bb) Folgender Buchstabe e) wird angefiigt:
,e) als Ehegatten, Lebenspartner oder Lebenspartnerinnen, Verwandter oder Verschwéagerter
ersten Grades in hauslicher Gemeinschaft mit einem Mitglied der Dienststellenleitung oder
einer Person nach § 4 Absatz 2 leben.”

9. § 15 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Die regelmafigen Mitarbeitervertretungswahlen im Geltungsbereich dieses Kirchengeset-
zes finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Januar bis 30. April statt. Die Amtszeit der bishe-
rigen Mitarbeitervertretung endet am 30. April. Die Amtszeit der neugewahlten Mitarbeiterver-
tretung beginnt am 1. Mai.”

10. 8 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
"(2) In den Fallen des Absatzes 1 ist unverziglich das Verfahren fur die Neuwahl einzuleiten.
Bis zum Abschluss der Neuwahl nimmt der Wahlvorstand die Aufgaben der Mitarbeitervertre-
tung wahr, sofern nicht die Gesamtmitarbeitervertretung nach 8 6 Absatz 2 Satz 2 zustandig
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ist. Dies gilt langstens fur einen Zeitraum von sechs Monaten, soweit nicht die Wahl im verein-
fachten Verfahren durchgefiihrt wird oder die Mitarbeitervertretung am Sitz des Rechtstragers
nach § 6 Absatz 2 Satz 3 zustandig ist."

11.In 8 19 Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und es wird folgen-
der Halbsatz angefugt:
"dies gilt auch fur ihre berufliche Entwicklung."

12.In 8§ 20 Absatz 1 und 2 Satz 1 wird das Wort "Vereinbarung" jeweils durch das Wort
"Dienstvereinbarung" ersetzt.

13. § 22 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt neu gefasst:

"§ 22
Schweigepflicht und Datenschutz"
b) Folgender Absatz 3 wird angefugt:
"(3) Die Mitarbeitervertretung hat fir die Einhaltung des Datenschutzes in den Angelegenhei-
ten ihrer Geschéftsfiihrung zu sorgen."

14. § 24 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
"(1) Spatestens eine Woche nach Beginn der Amtszeit nach 8§ 15 Absatz 2 hat der Wahlvor-
stand, im Fall der vereinfachten Wahl die Versammlungsleitung, die Mitglieder der Mitarbeiter-
vertretung zur Vornahme der nach § 23 Absatz 1 vorgesehenen W ahlen einzuberufen und die
Sitzung zu leiten, bis die Mitarbeitervertretung Uber ihren Vorsitz entschieden hat."

15. Dem § 26 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
"Die Beschlussfahigkeit muss fir jeden Beschluss der Mitarbeitervertretung gegeben sein.”

16. 8 31 Absatz 5 Satz 1, 2. Halbsatz wird wie folgt gefasst:
"die Einladung kann auf einzelne Tagesordnungspunkte beschrankt werden."

17.In 8 33 Absatz 2 Satz 2 werden die Woérter "von Frauen und Mannern" gestrichen.

18. 8 34 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geéndert:
a) In Buchstabe f wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.
b) Nach Buchstabe f wird folgender Buchstabe g eingefugt:
"g) die Aufstellung und Anderung des Stellenplanentwurfs."

19. 8 35 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Buchstabe b wird das Wort "Vereinbarungen" durch das Wort "Dienstvereinbarungen”
ersetzt.
bb) Buchstabe d wird wie folgt gefasst:
"d) die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwerbehinderter Menschen, einschlief3lich
des Abschlusses von Inklusionsvereinbarungen nach 8§ 166 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch, und sonstiger besonders schutzbediirftiger Personen in der Dienststelle fordern und
fur eine ihren Kenntnissen und Fahigkeiten entsprechende Beschaftigung eintreten,"
cc) In Buchstabe e werden die Worter "von Frauen und Mannern" gestrichen.
b) Folgender Absatz 5 wird angefugt:



"(5) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kénnen bei Personalgespréachen ein Mitglied der Mitar-
beitervertretung hinzuziehen."

20. § 36a wird wie folgt gefasst:

"§ 36a

Einigungsstellen
(1) Auf Antrag der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung ist fur die Dienststelle
eine Einigungsstelle zur Beilegung von Regelungsstreitigkeiten zwischen der Mitarbeiterver-
tretung und der Dienststellenleitung in organisatorischen und sozialen Angelegenheiten nach
8 40 zu bilden. Durch Dienstvereinbarung kann eine standige Einigungsstelle gebildet werden.
Besteht in der Dienststelle eine Gesamtmitarbeitervertretung, kann dieser die Zustandigkeit
far die Bildung von Einigungsstellen von den Mitarbeitervertretungen tUbertragen werden. Fir
gemeinsame Mitarbeitervertretungen nach 8 5 Absatz 3 bedarf die Bildung von Einigungsstel-
len einer Dienstvereinbarung. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen
der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung. Die Zustandigkeit des Kirchengerichts
fir Rechts-streitigkeiten nach 8§ 60 bleibt unberihrt.
(2) Nach MaRgabe des gliedkirchlichen Rechts kénnen gemeinsame Einigungsstellen fir meh-
rere Dienststellen gebildet werden.
(3) Die Einigungsstelle besteht aus je zwei beisitzenden Mitgliedern, die von der Mitarbeiter-
vertretung und der Dienststellenleitung bestellt werden, sowie einem oder einer Vorsitzenden,
der oder die das Amt unparteiisch austibt. Der oder die Vorsitzende wird gemeinsam von der
Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung bestellt. Kommt eine einvernehmliche Be-
stellung nicht zu Stande, entscheidet auf Antrag das Kirchengericht Gber die Bestellung.
(4) Die Einigungsstelle wird nach Anrufung durch einen der Beteiligten unverziglich tatig. Sie
entscheidet durch Spruch nach nicht 6ffentlicher, mundlicher Verhandlung mit Stimmenmehr-
heit. Bei der Beschlussfassung hat sich der oder die Vorsitzende zunachst der Stimme zu
enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zu Stande, nimmt der oder die Vorsitzende nach
weiterer Beratung an der erneuten Beschlussfassung teil. Bei der Beschlussfassung hat die
Einigungsstelle die Belange der Dienststelle und ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Rah-
men billigen Ermessens angemessen zu beriicksichtigen. Die Uberschreitung der Grenzen
billigen Ermessens kann innerhalb einer Frist von einem Monat von der Mitarbeitervertretung
oder der Dienststellenleitung vor dem Kirchengericht geltend gemacht werden.
(5) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland regelt die Entschadigungen fir die Mit-
glieder von Einigungsstellen durch Rechtsverordnung. Den Gliedkirchen bleibt eine anderwei-
tige Regelung unter Berlcksichtigung ihrer Besonderheiten vorbehalten.
(6) Die Gliedkirchen kénnen in ihren Anwendungsbestimmungen erganzende Regelungen tref-
fen."

21. § 38 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
"(1) Soweit eine MaRnahme der Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung unterliegt, darf sie
erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder kirchen-
gerichtlich ersetzt worden ist oder die Einigungsstelle gemaf § 36a entschieden hat."
b) Dem Absatz 4 werden folgende Satze angefigt:
"Die Anrufung des Kirchengerichts ist fur Regelungsstreitigkeiten bei Angelegenheiten nach
§ 40 ausgeschlossen, wenn eine Einigungsstelle gemaf § 36a besteht. In diesen Féllen ent-
scheidet die Einigungsstelle auf Antrag eines der Beteiligten. In Regelungsstreitigkeiten nach
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§ 36a Absatz 1 konnen Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung innerhalb von zwei W o-
chen nach festgestellter Nichteinigung die Einigungsstelle anrufen.”

22. § 42 Buchstabe j wird wie folgt gefasst:
"j) Untersagung einer Nebentatigkeit sowie Versagung und Widerruf der Genehmigung einer
Nebentétigkeit,"

23. § 43 Buchstabe o wird wie folgt gefasst:
"0) Untersagung einer Nebentétigkeit sowie Versagung und Widerruf der Genehmigung einer
Nebentéatigkeit,"

24. § 46 wird wie folgt geandert:
a) Buchstabe f wird aufgehoben.
b) Die Buchstaben g und h werden die Buchstaben f und g.

25. Dem § 47 wird folgender Absatz 3 angeftigt:
»,(3) Die Anrufung des Kirchengerichts ist fiir Regelungsstreitigkeiten in Angelegenheiten nach
8 40 ausgeschlossen, wenn eine Einigungsstelle nach § 36a besteht. In diesen Fallen unter-
breitet die Einigungsstelle den Beteiligten einen Vermittlungsvorschlag.”

26. § 49 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 18 Jahren, die Auszubildenden sowie die wei-
teren zu ihrer Berufsausbildung Beschéftigten wahlen ihre Vertretung, die von der Mitarbeiter-
vertretung in Angelegenheiten der Jugendlichen und Auszubildenden zur Beratung hinzuzu-
ziehen ist. Wahlbar sind alle Wahlberechtigten nach Satz 1, die am Wahltag
a) das 16. Lebensjahr vollendet haben und
b) der Dienststelle seit mindestens drei Monaten angehdren.
Die Gliedkirchen kdnnen bestimmen, dass nur Glieder einer christlichen Kirche oder Gemein-
schaft, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland angeschlossen ist,
wéhlbar sind.
Gewabhlt werden
eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 — 15 W ahlberechtigten;
drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel 16 — 50 W ahlberechtigten;
funf Personen bei Dienststellen mit in der Regel mehr als insgesamt 50 Wahlberechtigten.”
b) In Absatz 5 Nummer 1 wird das Wort "Gleichberechtigung” durch das W ort "Gleichstellung"
ersetzt.

27. 8 51 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Aufgaben und Befugnisse der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen bestimmen sich nach den 88 177 bis 179 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch.”
b) In Absatz 2 wird die Angabe "200" durch die Angabe "100" ersetzt.
c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:
"Die Kuindigung schwerbehinderter Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die der Dienstgeber ohne
eine Beteiligung der Vertrauensperson ausspricht, ist unwirksam."
d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
"(4) Schwerbehinderte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben das Recht, bei Einsicht in die
Uber sie gefuhrte Personalakte die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und
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Mitarbeiterinnen hinzuzuziehen. Die Vertrauensperson bewahrt tiber den Inhalt der Daten Still-
schweigen, soweit sie der schwerbehinderte Mensch nicht von dieser Verpflichtung entbunden
hat."

28. Dem § 52 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
"Ergéanzend gilt 8 179 Absatz 6 bis 9 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch."

29. In 8§ 57a Buchstabe e werden nach dem Wort "Mitarbeitervertretungsrechts" folgende
Worter eingefiigt "oder aufgrund von 8§ 1 Absatz 2a".

30. In 8 59 Absatz 4 wird die Angabe "§ 19 Absatz 1 bis 3, § 21" durch die Angabe "Die
88§ 19, 21" ersetzt.

31. 8 61 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Sofern keine besondere Frist fur die Anrufung der Kirchengerichte festgelegt ist, be-
tragt die Frist zwei Monate nach Abschluss der Erdrterung.”

32.1n § 6 Absatz 6, § 6a Absatz 4, § 13 Absatz 3 Satz 4, § 21 Absatz 2 Satz 4, § 26 Absatz
4 und 8 49 Absatz 4, zweiter Halbsatz wird jeweils das Wort "Abséatze" durch das Wort
"Absatz" ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt fiir die Evangelische Kirche in Deutschland und das Evangeli-
sche Werk fur Diakonie und Entwicklung e. V. sowie fir die Gliedkirchen, die dem Mitarbeiter-
vertretungsgesetz der EKD nach Artikel 10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland zugestimmt haben, vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2019 in
Kraft.

(2) Die Nummer 21 tritt fir die Evangelische Kirche in Deutschland und das Evangelische Werk
fur Diakonie und Entwicklung e. V. sowie fur die Gliedkirchen, die dem Mitarbeitervertretungs-
gesetz der EKD nach Artikel 10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland zugestimmt haben, am 1. Januar 2020 in Kraft.

Artikel 3
Bekanntmachungserméachtigung

Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Wortlaut des Kirchenge-
setzes Uber Mitarbeitervertretungen in der EKD in der vom Inkrafttreten dieses Kirchengeset-
zes an geltenden Fassung im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt
machen.

Wirzburg, den 14. November 2018

Die Prases der Synode
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. Irmgard Schwaétzer



Die Veroffentlichung der Beschlisse erfolgt unter dem Vorbehalt der end-
gultigen Ausfertigung durch die Prases der Synode!
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	24. § 46 wird wie folgt geändert:
	a) Buchstabe f wird aufgehoben.
	b) Die Buchstaben g und h werden die Buchstaben f und g.
	25. Dem § 47 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	„(3) Die Anrufung des Kirchengerichts ist für Regelungsstreitigkeiten in Angelegenheiten nach § 40 ausgeschlossen, wenn eine Einigungsstelle nach § 36a besteht. In diesen Fällen unterbreitet die Einigungsstelle den Beteiligten einen Vermittlungsvorsch...
	26. § 49 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 18 Jahren, die Auszubildenden sowie die weiteren zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten wählen ihre Vertretung, die von der Mitarbeitervertretung in Angelegenheiten der Jugendlichen und Auszubildenden z...
	a) das 16. Lebensjahr vollendet haben und
	b) der Dienststelle seit mindestens drei Monaten angehören.
	Die Gliedkirchen können bestimmen, dass nur Glieder einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland angeschlossen ist, wählbar sind.
	Gewählt werden
	eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 – 15 Wahlberechtigten;
	drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel 16 – 50 Wahlberechtigten;
	fünf Personen bei Dienststellen mit in der Regel mehr als insgesamt 50 Wahlberechtigten.“
	b) In Absatz 5 Nummer 1 wird das Wort "Gleichberechtigung" durch das Wort "Gleichstellung" ersetzt.
	27. § 51 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Aufgaben und Befugnisse der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bestimmen sich nach den §§ 177 bis 179 des Neunten Buches Sozialgesetz-buch.“
	b) In Absatz 2 wird die Angabe "200" durch die Angabe "100" ersetzt.
	c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
	"Die Kündigung schwerbehinderter Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die der Dienstgeber ohne eine Beteiligung der Vertrauensperson ausspricht, ist unwirksam."
	d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
	"(4) Schwerbehinderte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben das Recht, bei Einsicht in die über sie geführte Personalakte die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hinzuzuziehen. Die Vertrauensperson bewahrt über den...
	28. Dem § 52 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	"Ergänzend gilt § 179 Absatz 6 bis 9 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch."
	29. In § 57a Buchstabe e werden nach dem Wort "Mitarbeitervertretungsrechts" folgende Wörter eingefügt "oder aufgrund von § 1 Absatz 2a".
	30. In § 59 Absatz 4 wird die Angabe "§ 19 Absatz 1 bis 3, § 21" durch die Angabe "Die §§ 19, 21" ersetzt.
	31. § 61 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Sofern keine besondere Frist für die Anrufung der Kirchengerichte festgelegt ist, beträgt die Frist zwei Monate nach Abschluss der Erörterung.“
	32. In § 6 Absatz 6, § 6a Absatz 4, § 13 Absatz 3 Satz 4, § 21 Absatz 2 Satz 4, § 26 Absatz 4 und § 49 Absatz 4, zweiter Halbsatz wird jeweils das Wort "Absätze" durch das Wort "Absatz" ersetzt.

